
 
   

 
Öffentlich rechtliche Vereinbarung  

  über den  

  Betrieb des IT-Verfahrens  
P&I Loga im Rahmen des Lizenzumfanges „LogaAll-in“ (LAi)  

für den Bereich Personalwirtschaft 
 

  Zwischen der  
 
 

 
 
 Stadt Bochum 

Vertreten durch den Oberbürgermeister 
Willy-Brandt-Platz 2-4 
44777 Bochum 

- nachfolgend Auftragnehmer genannt -  
 

  und der 
 

  Stadt Schwelm 

Vertreten durch den Bürgermeister   
Hauptstraße 14 
58323 Schwelm 

- nachfolgend Auftraggeber genannt -  

    

  Vertragsnummer CTR02511 

Präambel 
 

 
Mit der Errichtung eines Competence-Center Personalwirtschaft (CCPW) im Jahr 2004 er-
möglicht der Auftragnehmer kommunalen Kooperationspartnern die Nutzung von P&I LOGA 
und erbringt Serviceleistungen für die Auftraggeber, indem insbesondere die Standardsoft-
ware P&I LOGA als CCPW-Standard für die Anwendung im Bereich des öffentlichen Diens-
tes konfiguriert wird.  
 
Der Auftragnehmer hat seine Leistungsbeziehungen gegenüber der P&I AG neu strukturiert 
und mit einem Upgrade auf das Lizenzmodell LogaAll-in (LAi) vereinheitlicht. In deren Mittel-
punkt steht die zeitlich befristete Überlassung von P&I LogaAll-In als Appliance inklusive der 
damit korrespondierenden Services seitens der P&I AG. 
 
Mit den bisherigen Kooperationspartnern/Vertragspartnern wird eine Fortsetzung der Koope-
ration im Bereich Personalwirtschaft auf Basis von P&I LogaAll-in angestrebt. Dazu müssen 
zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer neue Verträge auf Basis des Lizenz-
modells LogaAll-in geschlossen werden.  
 
Vor diesem Hintergrund schließen der Auftragnehmer und der Auftraggeber auf Basis der §§ 
1 und 23 Abs. 1, 2 Alt., Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsar-
beit - GkG NRW - folgende mandatierende Vereinbarung.  
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§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

 
Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber die Nutzung des Produktes P&I LogaAll-in (An-
lage 4) ein. Ziel dieser Vereinbarung ist es, den Leistungsaustausch zwischen dem Auftrag-
geber und dem Auftragnehmer zu regeln. Der Auftraggeber ist mit Zustimmung des Auftrag-
nehmers berechtigt, dieses Nutzungsrecht an Dritte weiter zu geben. 
 
Voraussetzung für die produktive Nutzung von P&I LogaAll-In ist die Durchführung einer er-
folgreichen Migration auf die sog. LogaAll-in Appliance (für den Betrieb von P&I Loga opti-
mierte Server). Diese LAi-Appliances sind Bestandteil der Vertragsbeziehung zwischen der 
Stadt Bochum und der P&I AG. Sie werden seitens der P&I AG bereit gestellt und im 
DATACENTER der P&I AG in Wiesbaden betrieben. 
 
Im Rahmen des Migrationsprojektes werden die technischen und organisatorischen Voraus-
setzungen geschaffen, um den Kooperationspartnern die Datenerfassung und Verarbeitung 
unter Erhalt der vollständigen Rückrechnungsfähigkeit ab dem Zeitpunkt der Umstellung auf 
P&I LogaAll-in in gewohnter Weise mit LogaWeb zu ermöglichen. Die Nutzung von HCM 
wird zwingend auf die Nutzung von P&I LOGA3 - im Rahmen der technischen Möglichkeiten 
von P&I LOGA3 als Mitarbeiter und Führungskräfte Self-Service-Portal – bzw. auf LogaWeb 
und so zeitnah als möglich umgestellt. 
 
Soweit die Migrationsphase zu Vertragsbeginn noch nicht begonnen hat oder noch nicht ab-
geschlossen werden konnte, wird der Auftragnehmer die Migration sobald möglich vorneh-
men. In der Zwischenzeit wird der Auftragnehmer die bisherigen Loga-Systeme vorüberge-
hend weiterhin betreiben, um die Nutzungsmöglichkeit von LogaWeb und P&I HCM (sofern 
im bisherigen Nutzungsumfang des Auftragnehmers enthalten) durch den Auftraggeber si-
cher zu stellen.  
 
 

§ 2 
Aufgaben des Auftragnehmers 

 
 
Der Auftragnehmer ermöglicht dem Auftraggeber die Nutzung von P&I Loga auf Basis der 
Vertragsbeziehungen zwischen dem Auftragnehmer und der P&I AG betreffend LogaAll-in. 
Diese sehen Bereitstellungs- und Mitwirkungspflichten am Gesamtsystem (Hosting) seitens 
der P&I AG vor. Auf dieser Basis gewährleistet der Auftragnehmer dem Auftraggeber für die 
weitere Verwendung von P&I Loga den ordnungsgemäßen Betrieb, eine Verfügbarkeit der 
Anwendung gemäß Leistungsbeschreibung sowie die Integration herstellerseitiger Software-
korrekturen und Upgrades bzw. Updates. 
 
Das fachliche Applikationsmanagement obliegt dem Auftragnehmer und umfasst die Anpas-
sung individueller Parameter und Konfigurationen an die Funktionen der Software P&I Loga. 
Diese Anpassungen werden bei der Einrichtung weiterer oder neuer Module vorgenommen 
sowie jeweils bei neuen Softwareversionen, sofern eine Anpassung aufgrund gesetzlicher, 
tariflicher oder betrieblicher Änderungen erforderlich wird. Die Leistungen des Auftragneh-
mers sind in Anlage 1 beschrieben. Dem Auftraggeber werden zunächst die bisher beauf-
tragten Module (Stand 31.12.2021) bereitgestellt.  
 
Die bisher genutzten Daten der bisher bereitgestellten Module werden in einem Migrations-
projekt auf die Systeme des P&I LogaAll-in (LogaAll-in Appliance) gebracht. Dies bedeutet, 
dass zum einen LogaWeb ohne Datenverlust und unter Erhalt der vollständigen Rückrech-
nungsfähigkeit ab dem jeweiligen Zeitpunkt der Umstellung auf P&I LogaAll-in LogaWeb in 
gewohnter Weise genutzt werden kann. Zum anderen, dass Scout-Auswertungen angepasst 
und P&I HCM durch P&I LOGA3 abgelöst werden müssen. Für den Produktionsbetrieb wird 
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der P&I-Standard „Intelligente Produktion“ eingerichtet und zukünftig genutzt. 
 
Sobald die Funktionsfähigkeit der Entgeltabrechnung und der bisher genutzten Module unter 
LogaWeb auf der LogaAll-in Appliance hergestellt ist, kann der Auftragnehmer auch vor dem 
31.12.2021 die produktive Nutzung von P&I Loga von den bisherigen Loga-Systemen auf die 
LogaAll-in Appliance umstellen. Der Betrieb der bisherigen Systeme beim Auftragnehmer 
würde aufgegeben.  
 
Für die weitere Verwendung von P&I Loga gewährleistet der Auftragnehmer den ordnungs-
gemäßen Betrieb, die hohe Verfügbarkeit der Anwendung sowie die Integration herstellersei-
tiger Softwarekorrekturen und Upgrades bzw. Updates. 
 
Weitere als bisher genutzte Module können im Rahmen von Einführungsprojekten zum Ein-
satz gebracht werden. Sie müssen gesondert beauftragt werden und führen zu kostenpflich-
ten Dienstleistungen, die bisher nicht einkalkuliert wurden. Die Konfiguration neuer Module 
erfolgt in einer als CCPW-Standard erarbeiteten Variante für alle Auftraggeber. 
 
 

§ 3 
Aufgaben des Auftraggebers 

 
 

Für die Nutzung von P&I Loga obliegen dem Auftraggeber Mitwirkungspflichten, damit das 
CCPW die genannten Leistungen erfüllen kann. Der Auftraggeber benennt dem Auftragneh-
mer dazu Ansprechpartner, die qualifizierte, fachliche Auskünfte geben können und Weisun-
gen im Sinne der Auftragsverarbeitung an den Auftragnehmer weiterleiten. Der Auftraggeber 
wirkt beispielsweise beim Test von Konfigurationen des Auftragnehmers mit. 
 
Der Auftraggeber stellt in seinem Betrieb erforderliche Hardware (z.B. Arbeitsplatzrechner) 
und Software (z.B. Broswer) innerhalb der informationstechnischen Infrastruktur zur Verfü-
gung, damit die Webanwendung P&I LogaAll-in genutzt werden kann. Er stellt seinen An-
wendern einen Browser mit den erforderlichen Einstellungen bzw. Konfigurationen für die un-
eingeschränkte Nutzung von P&I LogaAll-in zur Verfügung und passt diese ggf. an techni-
sche Notwendigkeiten an. 
 
 

§ 4 
Zusammenarbeit 

 
 
(1) Die beteiligten Körperschaften arbeiten vertrauensvoll zusammen und informieren sich 

gegenseitig in vollem Umfang über alle wesentlichen Umstände, die mit der Leistungser-
bringung zusammenhängen. Der Auftraggeber verpflichtet sich, den Auftragnehmer bei 
der Aufgabenerfüllung mit seiner Fachexpertise tatkräftig zu unterstützen. Auftretende 
Probleme werden unverzüglich und einvernehmlich geregelt.  

 
(2) Die Nutzer des CCPW bilden einen Facharbeitskreis “Personalwirtschaft” unter der 

Federführung des Auftragnehmers. Der Facharbeitskreis unterstützt das CCPW bei der 
Realisierung des CCPW. Der Facharbeitskreis bzw. seine modulbezogenen Arbeitskreise 
kommen auf Einladung des Auftragnehmers mindestens alle zwei Monate zusammen, 
um Erfahrungen auszutauschen, globale Anforderungen für die Realisierung des CCPW 
zu definieren, Prioritäten abzustimmen und Ergebnisse anzunehmen. 
 

(3) Bei Interpretationsschwierigkeiten bzw. Meinungsverschiedenheiten über die  
Umsetzung gesetzlicher bzw. tariflicher Vorgaben ist durch den Auftragnehmer eine 
Clearingstelle einzurichten, welche durch fachkundige Vertreter von Auftraggeber und 



Seite 4 von 8 

Auftragnehmer zu besetzen ist. In dieser Clearingstelle werden die verschiedenen An-
sichten diskutiert und eine einvernehmliche Lösung erzielt. Kann eine Einigung nicht er-
zielt werden, so kann der Auftraggeber verlangen, dass seine Rechtsauffassung gegen 
entsprechende Kostenerstattung in das System LogaAll-in eingebaut wird, wenn die Aus-
führung auf Mandantenebene möglich ist.  
 
Diese Lösung ist dann in Projektform zu beauftragen und zu realisieren. Zur Abgeltung 
dieser Aufwände wird die Kostenerstattungsregelung angewandt. 

 
 

§ 5 
Funktionsfähigkeit und Abnahme 

 
 

Das Verfahren/die Programmierung P&I LogaAll-in wird bei Änderungen, Updates oder Hot-
Fixes der erforderlichen IT-Komponenten vom CCPW abgenommen und die Produktivüber-
nahme veranlasst. Der Auftraggeber hat im Testsystem Gelegenheit fachinhaltlich zu testen 
und meldet festgestellte Mängel an das CCPW. 
 
Bei Einführung neuer Module gilt 4 Wochen nach Übergabemitteilung das neue Modul als 
abgenommen, es sei denn es liegt noch eine schriftliche Mängelbeseitigungsanzeige bei 
dem Auftragnehmer vor. In diesem Fall gilt die Leistung nach Beheben des Mangels, in Form 
einer schriftlichen Abnahmeerklärung, als abgenommen.  
 
Die systemtechnische Freigabe erfolgt durch den Auftragnehmer in enger Kooperation mit 
der Herstellerfirma P&I. Die Leistungsabnahme darf nicht wegen unerheblicher Abweichun-
gen verweigert werden. Die Leistungsabnahme darf auch nicht verweigert werden, wenn 
Konfigurationen, die seitens des Auftraggebers gewünscht werden, im Sinne eines CCPW-
Standards für alle Auftraggeber aber nicht umgesetzt sind, weil sie zu zusätzlichem War-
tungsaufwand beim CCPW führen. 
 
 

§ 6 
Kostenregelung 

 
 

(1) Für die Aufwände des Auftragnehmers wird eine angemessene Entschädigung vorgese-
hen, die in der Regel so bemessen ist, dass die durch den Betrieb des Competence Cen-
ters Personalwirtschaft und Bereitstellung der Nutzungsmöglichkeit von P&I LogaAll-in 
entstehenden Kosten gedeckt werden. Über die Ausgestaltung treffen die Auftraggeber 
und Auftragnehmer eine gesonderte Kostenerstattungsregelung. 
 

(2) Die Leistungen des Auftragnehmers sind umsatzsteuerpflichtig und fallen nicht unter die 
Ausnahme nach § 2b Absatz 3 UStG.  
 
 

§ 7 
Ansprechpartner 

 
 
Der Auftraggeber sowie der Auftragnehmer benennen verantwortliche Ansprechpartner/in-
nen für kaufmännische, inhaltliche und organisatorische Fragestellungen, die sich im Zusam-
menhang mit der Leistungserbringung ergeben. Ggf. erforderliche Entscheidungen werden 
von dem/der Ansprechpartner/-in herbeigeführt bzw. getroffen. Diese sind der Anlage 2 zu 
entnehmen. 
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§ 8 
Änderungen und Ergänzungen 

 

 
Der Auftraggeber und der Auftragnehmer verpflichten sich, die Inhalte dieser Vereinbarung 
auch vor Ablauf der Gültigkeitsdauer erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Änderungen 
der beschriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hinsicht absehbar sind.  
 
Die in der Kostenerstattungsregelung vereinbarte Fallzahl kann für die Dauer von 5 Jahren 
nicht gemindert werden. Sie ist im Falle einer absehbaren Erhöhung rechtzeitig vom Auftrag-
geber anzuzeigen, so dass der Auftragnehmer gegenüber der P&I rechtzeitig die erforderli-
che Lizenzierung vornehmen kann. 
 
Weitere Änderungs- bzw. Erweiterungswünsche können nach Vertragsabschluss nur schrift-
lich und in beiderseitigem Einverständnis über Inhalt und möglicherweise Mehr- oder Min-
deraufwendungen vereinbart werden. Dies gilt auch für die Änderung, die Aufhebung oder 
den Verzicht auf dieses Schriftformerfordernis. 
 
Falls die durchzuführenden Arbeiten sich durch Gründe verzögern, die von einer Vertrags-
partei zu verantworten sind, trägt die jeweilige Vertragspartei den entstehenden Mehrauf-
wand. 

 
 

§ 9 
Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung 

 
Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung und Bekanntmachung durch die Aufsichtsbe-
hörde nach § 24 Abs. 2 und Abs. 4 GkG NRW. Sie tritt gemäß § 24 Abs. 4 GkG einen Tag 
nach der Bekanntmachung durch die Aufsichtsbehörde in ihrem amtlichen Veröffentlichungs-
blatt nicht jedoch vor dem 01.01.2022 in Kraft.  
 
Die Vereinbarung wird korrespondierend zu der Laufzeit des Vertrages des Auftragnehmers 
mit dem Hersteller, P&I AG, bis zum 31.12.2026 geschlossen. Ein ordentliches Kündigungs-
recht ist ausgeschlossen. 
 
Sofern beiderseitiges Interesse an einer Fortsetzung der Zusammenarbeit über den 
31.12.2026 hinaus besteht, kann rechtzeitig vor Vertragsablauf eine Vertragsfortsetzung ver-
einbart werden. Der Auftragnehmer wird dazu in Abstimmung mit dem Auftraggeber rechtzei-
tig die Verlängerung der Nutzungsrechte von P&I LogaAll-in mit der P&I AG vereinbaren. 
Frühestens 18 Monate vor Ablauf der Vereinbarung stimmen sich Auftraggeber und Auftrag-
nehmer dazu ab. 
 
Eine außerordentliche fristlose Kündigung ist nur möglich, soweit ein wichtiger Grund vor-
liegt. Ein wichtiger Grund wäre zum Beispiel gegeben, wenn aufgrund von Anordnungen Drit-
ter oder fehlender Lizenzen am Vertrag nicht weiter festgehalten werden kann. Eine Kündi-
gung hat schriftlich zu erfolgen.  
 
Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die bis dahin entstandenen Kosten 
und erbrachten Leistungen des Auftragnehmers durch den Auftraggeber erstattet. Weiter hat 
der Auftraggeber eventuelle Kosten für die Übernahme bzw. Exporte der Daten oder sons-
tige Leistungen bei einer Kündigung zu tragen.   
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§ 10 

Behinderung, Einschränkung und Unterbrechung der Leistung 

 
Soweit der Auftragnehmer die vereinbarten Leistungen infolge Arbeitskampf, höherer Ge-
walt, oder anderer vergleichbarer Umstände nicht, oder nicht vollständig erbringen kann, tre-
ten für den Auftragnehmer keine nachteiligen Rechtsfolgen ein. 
 
Sieht sich der Auftragnehmer in den übernommenen Leistungen behindert, so zeigt er dies 
dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich an. 
 

 

§ 11 
Leistungserbringung durch Dritte 

 
Der Auftragnehmer ist berechtigt, die sich aus dem Vertrag ergebenden Arbeitsaufträge 
durch Dritte erledigen zu lassen. Dieses bedarf einer Genehmigung durch den Auftraggeber. 
Ausgenommen davon ist die Beauftragung der P&I AG durch den Auftragnehmer (siehe 
auch Anlage 4, Vertrag zur Auftragsverarbeitung). 
 
 

§ 12 
Datenschutz 

 

Es gelten die Vorschriften der EU-Datenschutzgrundverordnung und die für den Datenschutz 

gültigen Bestimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen. Für die Leistungen aus diesem Ver-

trag wird zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer eine Vereinbarung zur Auftragsverarbei-

tung (Anlage 3) geschlossen. 

 
§ 13 

Gewährleistung und Haftung/Nutzungsrecht 

 
Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.   

 
 

§ 14 
Vereinbarung zur gütlichen Einigung 

 
Die Vertragsparteien einigen sich darauf, bei Meinungsverschiedenheiten eine gütliche Eini-
gung anzustreben. Können Meinungsverschiedenheiten nicht erfolgreich ausgeräumt wer-
den, hat eine Schlichtung gemäß § 30 GkG NRW durch die Bezirksregierung als Aufsichts-
behörde zu erfolgen.  
 

§ 15 
Nachvertragliche Leistungen 

 

Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses - gleich aus welchem Grund - hat der Auftragneh-
mer dem Auftraggeber seinen aktuellen Datenbestand auf einem geeigneten maschinenles-
baren Datenträger herauszugeben. Das Datenformat ist in der Regel csv oder ein zum Zeit-
punkt der Übergabe marktübliches Nachfolgeformat, z.B. xml oder ein Datenbank Dump. 
 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich in Zusammenarbeit mit der P&I AG, die Übergabe ord-
nungsgemäß abzuwickeln und den Auftraggeber gegebenenfalls auch bei der maschinellen 
Überleitung der Personalabrechnung auf einen neuen Dienstleister im zumutbaren Rahmen 
zu unterstützen.  
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Der Auftragnehmer verpflichtet sich ferner, die Daten des Auftraggebers fachgerecht zu lö-
schen.  
 
Die Kosten für Aufwände, die im Rahmen der nachvertraglichen Leistungen bei dem Auftrag-
nehmer anfallen trägt der Auftraggeber. 
 
 
 
 

§ 16 
Salvatorische Klausel 

 

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so werden die Bestimmungen 
in ihrem übrigen Inhalt davon nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine sol-
che Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung in rechts-
wirksamer Weise wirtschaftlich am nächsten kommt. Gleiches gilt für etwaige Vereinbarungs-
lücken. 
 
 
Stadt Bochum      Stadt Schwelm  
 
 
 
 
Bochum, _______________________  Schwelm, ________________________ 
               Datum, Unterschrift          Datum, Unterschrift 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1 – Leistungsbeschreibung CCPW 
Anlage 2 – Ansprechpartner  
Anlage 3 – Vertrag zur Auftragsverarbeitung  
Anlage 4 – Leistungsübersicht P&I LogaAll-in P&I Standardsoftware 
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Versionsnachweis 

 
 
Version 

 
Datum 

 
Bemerkung 

0.1 24.08.2021 Entwurf 

1.0 04.11.2021 Grundversion (Übernahme von Anpassungsvorschlä-
gen seitens des Ennepe-Ruhr-Kreises, der Stadt Wit-
ten, Stadt Herdecke und ITK Rheinland) 

   

 


